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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften 
gemäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten betreffend elektrische Be- 
triebsmittel zur Verwendung in explosibler Atmosphäre. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Okto- 
ber 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommis- 
sionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchdrücke rei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksadle VI/ 1 394 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend elektrische Betriebsmittel zur Verwendung 
in explosibler Atmosphäre 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in den Mitgliedstaaten geltende rechtliche 
System zur Gewährleistung der Sicherheit bei elek- 
trischen Betriebsmitteln zur Verwendung in explo- 
sibler Atmosphäre ist in den Mitgliedstaaten unter- 
schiedlich, was Handelshemmnisse zur Folge hat. 

Zur Beseitigung der Unterschiede genügt es ~ nach 
einer allgemein gehaltenen Definition der bei Ver- 
wendung dieser Betriebsmittel in explosibler Atmo- 
sphäre erforderlichen Schutzbedingungen - auf tech- 
nische Normen zu verweisen, in denen die für jede 
Betriebsmittelkategorie anwendbaren technischen 
Einzelheiten näher angeführt werden, sofern diese 
Normen im Rahmen der Normungsinstitute harmo- 
nisiert wurden. Diese Lösung bietet den Vorteil 
einer raschen Anpassung an den technischen Fort- 
schritt. 

Es gilt auch den Fall vorzusehen, daß Betriebs- 
mittel ein gleiches Sicherheitsniveau wie das der 
harmonisierten Normen bieten, aber unter Verwen- 
dung gegenüber der Norm unterschiedlicher tech- 
nischer Verfahren. Die Feststellung der Überein- 
stimmung mit der harmonisierten Norm und der 
Gleichheit des Sicherheitsniveaus mit dem der be- 
sagten Norm aber muß den Gegenstand einer Prü- 
fung durch ein qualifiziertes Kontrollinstitut bilden. 
Diese Kontrollen haben sich nicht nur auf die be- 
schreibenden Dokumente, sondern auch auf den Bau 
und Zusammenbau dieser Betriebsmittel zu er- 
strecken. 

Das positive Ergebnis dieser Prüfung ist durch 
eine Bescheinigung und ein in allen Mitgliedstaaten 
anerkanntes Zeichen nachzuweisen. 

Es könnte aber Vorkommen, daß ein Betriebs- 
mittel zur Verwendung in explosibler Atmosphäre, 
obwohl als frei verkehrsfähig bescheinigt und ge- 
kennzeichnet, dennoch die Sicherheit gefährdet. Dar- 
um ist es zweckmäßig, ein Verfahren vorzusehen, 
das dieser Gefahr begegnet - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für elektrische Betriebsmittel 
zur Verwendung in explosibler Atmosphäre; ausge- 
nommen hiervon sind Betriebsmittel zur Verwen- 
dung in Untertagebetrieben schlagwettergefährdeter 
Gruben, 

Artikel 2 

Elektrische Betriebsmittel sind alle Teile elektrischer 
Anlagen oder alle sonstigen betriebsmäßig strom- 
führenden Geräte, 

Artikel 3 

Explosible Atmosphäre sind Betriebsstätten, in 
denen sich brennbare Stoffe in Form von Gasen, 
Dämpfen, Nebeln oder Stäuben, die mit Luft explo- 
sionsfähige Gemische bilden können, in gefahr- 
drohender Menge befinden. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen der 
Sicherheit hinsichtlich der Herstellung zur Verwen- 
dung in explosibler Atmosphäre den Verkauf, den 
freien Verkehr oder die zweckentsprechende Ver- 
wendung der in den Artikeln 1 und 2 dieser Richt- 
linie genannten elektrischen Betriebsmittel, deren 
Übereinstimmung mit den harmonisierten Normen 
durch die Ausstellung der Konformitätsbescheini- 
gung und Anbringung eines Unterscheidungs- 
zeichens nach Artikel 5 dieser Richtlinie nachge- 
wiesen ist, nicht verbieten. 

Als zweckentsprechende Verwendung im Sinne 
dieses Punktes gilt der Verwendungszweck, der in 
der harmonisierten Norm ausdrücklich erwähnt ist 
oder der, in Ermangelung dessen, für den dieses 
gleiche Betriebsmittel in dem Land, in dem es ver- 
wendet werden soll, vorgesehen ist. 

2. Die im vorstehenden Absatz genannten harmo- 
nisierten Normen werden von den gemäß Artikel 11 
von den Mitgliedstaaten notifizierten Stellen im 
gegenseitigen Einvernehmen ausgearbeitet. Sie 
werden entsprechend der Entwicklung der Sicher- 
heitsbedingungen und des technischen Fortschritts 
auf den neuesten Stand gebracht. 

3. Die harmonisierten Normen, die von den in 
Absatz 2 genannten Stellen ausgearbeitet worden 
sind, und ihre Anpassungen werden den Mitglied- 
staaten von der Kommission nach Inkrafttreten 
dieser Richtlinie bzw. deren Erscheinen mitgeteilt. 
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen 
drei Monaten mit, ob sicherheitstechnische Gründe 
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der Annahme dieser Normen entgegenstehen, die in 
diesem Falle nicht als „harmonisiert" gelten können. 

4. Nach Zustimmung der Mitgliedstaaten werden 
die Liste der harmonisierten Normen und die Quel- 
lenangaben zur Unterrichtung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

Artikel 5 

Die Übereinstimmung eines elektrischen Betriebs- 
mittels zur Verwendung in explosibler Atmosphäre 
mit einer harmonisierten Norm im Sinne von Ar- 
tikel 4 wird durch die Ausstellung einer Konformi- 
tätsbescheinigung, die von einer der von den Mit- 
gliedstaaten gemäß Artikel 11 dieser Richtlinien 
notifizierten Stellen erteilt wird, sowie durch die 
darauffolgende Anbringung eines Unterscheidungs- 
zeichens auf diesem Betriebsmittel nachgewiesen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit die in Artikel 1 genannten Be- 
triebsmittel nur dann in den Verkehr gebracht wer- 
den, wenn sie entsprechend den in Anhang I aufge- 
führten Sicherheitsbedingungen hergestellt sind. 
Diese Sicherheitsbedingungen werden ebenfalls in 
die harmonisierten Normen übernommen. 

Artikel? 

]. Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen der 
Sicherheit hinsichtlich der Herstellung zur Verwen- 
dung in explosibler Atmosphäre den Verkauf, den 
freien Verkehr oder die zweckentsprechende Ver- 
wendung im Sinne von Artikel 4 Punkt 1 der in 
Artikel 1 und 2 dieser Richtlinie genannten elek- 
trischen Betriebsmittel nicht verbieten, wenn durch 
eine besondere Prüfung bei ihrer Herstellung nach- 
gewiesen werden konnte, daß sie eine Sicherheit , 
bieten, die der der harmonisierten Norm im Sinne ^ 
von Artikel 4 mindestens gleichwertig ist, und wenn ' 
dies durch die Ausstellung der Bescheinigung, die 
Anbringung des Unterscheidungszeichens und der ; 
Angaben, die in Absatz 3 dieses Artikels vorge- 
sehen sind, nachgewiesen wird. 

2. Die Kontrollstelle, die diese Prüfung durchge- 

führt hat, übermittelt den anderen Kontrollstellen 
und den Zulassungsbehörden die Unterlagen mit der 
Beschreibung der Betriebsmittel und die Prüfungs- ! 
Protokolle. | 

Die anderen Kontrollstellen sowie die für die Er- 
teilung der Zulassung zuständigen Behörden können I 
binnen zwei Monaten nach dieser Information Be- ; 
merkungen einreichen und zusätzliche Prüfungen ; 
verlangen. 

3. Bei zufriedenstellenden Ergebnissen der Prü- : 
fungen und nach Berücksichtigung der entsprechend i 
dem in Punkt 2 vorgesehenen Verfahren einge- | 
reichten Bemerkungen stellt die Kontrollstelle eine ! 
Kontrollbescheinigung aus und bestimmt die Zeichen 
und Angaben, die auf dem Gerät anzubringen sind. | 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten erteilen automatisch die Zu- 
lassung für die in Artikel 1 und 2 dieser Richtlinie 
genannten elektrischen Betriebsmittel, sofern diese 
entweder die in Artikel 5 vorgesehene Überein- 
stimmungsbescheinigung oder die in Artikel 7 vor- 
gesehene Kontrollbescheinigung aufweisen. 

Artikel 9 

1. Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß in Artikel 1 und 
2 genannte elektrische Betriebsmittel, obwohl sie 
mit den in Artikel 5 und 7 vorgesehenen Bescheini- 
gungen versehen sind, die Sicherheit von Personen 
und Sachen gefährden, so kann er für eine Dauer 
von höchstens sechs Monaten deren Verkauf, freien 
Verkehr oder Verwendung untersagen. Unter Be- 
gründung seiner Verbotsentscheidung unterrichtet 
er unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission davon. 

2. Erheben gewisse Mitgliedstaaten Einwände 
gegen diese Entscheidung, so konsultiert die Kom- 
mission unverzüglich die übrigen Mitgliedstaaten. 
Kommt binnen drei Monaten nach der in Absatz 1 
vorgesehenen Unterrichtung keine Einigung zu- 
stande, so fordert die Kommission eine der in 
Artikel 11 genannten Stellen, die ihren Sitz außer- 
halb der betreffenden Mitgliedstaaten hat, zur 
Stellungnahme auf. 

3. Die Kommission übermittelt diese Stellung- 
nahme allen Mitgliedstaaten, die der Kommission 
binnen einem Monat ihre Bemerkungen dazu mit- 
teilen können. Die Kommission hört gleichzeitig die 
beteiligten Parteien zu der genannten Stellung- 
nahme an. 

4. Nachdem die Kommission die in Absatz 3 vor- 
gesehenen Bemerkungen zur Kenntnis genommen 
hat, formuliert sie gegebenenfalls die erforderlichen 
Empfehlungen oder Stellungnahmen. 

Artikel 10 

Die Zeichen oder Bescheinigungen werden von den 
gemäß Artikel 11 dieser Richtlinie durch die Mit- 
gliedstaaten notifizierten Stellen erstellt. 

Die Modelle dieser Zeichen oder Bescheinigungen 
werden von diesen Stellen zur Unterrichtung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlicht. 

Artikel 11 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission die Liste: 

— der in Artikel 4 Abs. 2 genannten Stellen, die 
mit der Harmonisierung der Normen beauftragt 
sind; 

— der in den Artikeln 5 und 7 genannten Kontroll- 
stellen; 
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— der in Artikel 10 vorgesehenen Stellen, die mit 
der Erstellung der Zeichen und Bescheinigungen 
beauftragt sind. 

Diese Bekanntgabe erfolgt spätestens drei Monate 
nach der Notifizierung dieser Richtlinie. 

Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten setzen binnen 18 Monaten 
nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die zu ihrer An- 
wendung erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften in Kraft und unterrichten die Kommis- 
sion unverzüglich hiervon. 

2. Die Mitgliedstaaten leiten der Kommission die 
Texte aller wichtigen, den Anwendungsbereich die- 
ser Richtlinie betreffenden Rechtsvorschriften zu. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage 1 

Grundsätzliche Sidierheitsanforderungen 
an elektrische Betriebsmittel 
für explosionsgefährdete Betriebsstätten 


Allgemeine Anforderungen 

a) Die wichtigsten Kriterien, deren Kenntnis und 
Einhaltung die zweckentsprechende und gefahr- 
lose Verwendung bei einer ordnungsgemäßen 
Installation und Wartung bedingen, sind auf 
elektrischen Betriebsmitteln, die für explosions- 
gefährdete Räume bestimmt sind, anzugeben; 

b) die Fabrik- oder Handelsmarke ist unmittelbar 
auf den Geräten bzw. - wenn dies unmöglich ist- 
auf der Verpackung anzugeben; 

c) die Geräte sowie ihre Einzelteile sind so kon- 
struiert, daß sie sicher und ihrem Zweck ent- 
sprechend angeschlossen werden können. 

Besondere Anforderungen 

1(1) -Das Material muß so beschaffen sein, daß bei 
vorschriftsmäßigem Gebrauch an explosions- 
gefährdeten Betriebsstätten an den Flächen 
des Materials, die mit Gasen, Dämpfen oder 
Nebeln in Berührung kommen können, keine 
Funken oder Erwärmungen auftreten können, 
die zur Zündung führen können. 

Außerdem muß das Material so beschaffen 
sein, daß 

1. etwa auftretende Funken, Erwärmungen 
oder andere Erscheinungen im Innern der 
Betriebsmittel keine Zündung verursachen, 
oder 

2. die Teile der Betriebsmittel, an denen 
Funken, Erwärmungen oder sonstige Er- 
scheinungen auftreten können, die zu einer 
Zündung führen können, nicht mit diesen 
Gasen, Dämpfen oder Nebeln in Berührung 
kommen können, oder 

3. eine Explosion, die sich infolge des Auf- 
tretens von Funken oder Erwärmungen 
oder sonstiger Erscheinungen, die zu einer 
Zündung führen können, im Innern des 
Materials ereignet, sich nicht in explosions- 
gefährdete Räume fortsetzen kann, oder 

4. die Gefahr des Auftretens von Funken, Er- 
wärmungen oder sonstigen Erscheinungen, 
die zu einer Zündung führen können, auf 
ein Mindestmaß beschränkt ist. 

(2) -Das Material wird als vorschriftsmäßig im 
Sinne von Absatz 1 Punkte 1, 2, 3 und 4 ange- 
sehen, wenn: 

1. die Energie in den betreffenden Strom- 
kreisen so niedrig gehalten ist, daß keine 
Funken, kein Lichtbogen oder keine Er- 
wärmungen auftreten, die zur Zündung 
führen können; 


2. die Teile des Betriebsmittels, die zünd- 
fähige Funken, Lichtbögen oder Erwärmun- 
gen entstehen lassen können, in Gehäusen 
untergebracht sind, die mit Frischluft oder 
einem Inertgas so durchströmt oder unter 
Überdruck gehalten werden, oder wenn 
diese Teile so von geeigneten Stoffen oder 
von einer Vorrichtung umgeben sind, daß 
sich das Feuer nicht auf ein sich in der 
Umgebung befindendes explosives Gemisch 
ausbreiten kann; 

3. die Teile des Betriebsmittels, die zünd- 
fähige Funken, Lichtbögen oder Erwärmun- 
gen entstehen lassen können, in einem 
Gehäuse untergebracht sind, das dem von 
einer Explosion im Innern ausgehenden 
Überdruck standhält und somit eine Aus- 
breitung dieser Explosion nach außerhalb 
vermieden wird; 

4. hinsichtlich der Konstruktion besondere 
Maßnahmen angewandt werden, damit die 
Gefahr der Funkenbildung, der Erwärmung 
oder sonstiger Erscheinungen, die eine 
Zündung verursachen können, auf ein an- 
nehmbares Mindestmaß beschränkt ist. 

(3) - Die Werkstoffe, aus denen die Teile der Be- 

triebsmittel gefertigt sind, von denen der Ex- 
plosionsschutz abhängt, müssen den zu erwar- 
tenden Beanspruchungen standhalten. 

Die elektrischen, mechanischen, thermischen 
oder chemischen Einflüsse dürfen den Explo- 
sionsschutz nicht beeinträchtigen. Der Werk- 
stoff muß in dem erforderlichen Maß alterungs- 
beständig sein. 

(4) - Die Gehäuse oder sonstigen Vorrichtungen, in 

denen Teile der Betriebsmittel, die zündfähige 
Funken, Lichtbögen oder Erwärmungen ent- 
stehen lassen können, angeordnet sind, dürfen 
sich nur mit besonderen Mitteln Öffnen lassen. 

II ~ Betriebsmittel, deren Aufstellungsort im Hin- 
blick auf Stäube explosionsgefährdet ist, müs- 
sen nachstehenden Anforderungen entspre- 
chen: 

Teile der Betriebsmittel, die zündfähige Fun- 
ken, Lichtbögen oder Erwärmungen entstehen 
lassen können, müssen in Gehäusen angeord- 
net sein. 

Die Gehäuse müssen so entworfen und her- 
gestellt sein, daß 

a) an ihrer Oberfläche keine zündfähigen Er- 
wärmungen entstehen oder sich keine 
Staubansammlungen bilden können; 

b) sich in ihrem Innern keine explosions- 
fähigen Staub-Luft-Gemische bilden kön- 
nen. 
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Begründung 


I - Allgemeines 

1. Die vergleichende Untersuchung der in den Mit- 
gliedstaaten geltenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für elektrische Betriebsmittel zur 
Verwendung in explosiver Atmosphäre hat 
Unterschiede nicht allein bei den technischen 
Vorschriften, sondern auch bei den Uber- 
wachungsmodalitäten und der Erteilung von Ge- 
nehmigungen durch die Verwaltung ergeben. 

Derartige Unterschiede verursachen Handels- 
hemmnisse, welche die von der Kommission ge- 
mäß Artikel 100 eingeleiteten Harmonisierungs- 
arbeiten rechtfertigen. 

Der Sektor „Elektrische Betriebsmittel zur Ver- 
wendung in explosibler Atmosphäre" ist im 
übrigen in der 3. Phase des „Allgemeinen Pro- 
gramms für die Beseitigung der technischen 
Hemmnisse im innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr, die sich aus Unterschieden in den ein- 
zelstaatlichen Rechtsvorschriften ergeben" ent- 
halten, welches der Rat am 28. Mai 1969 ange- 
nommen hat. 

2. Die elektrischen Betriebsmittel zur Verwendung 
in explosibler Atmosphäre stellen wegen ihrer 
offensichtlichen Gefährlichkeit eine besondere 
Gruppe der elektrischen Betriebsmittel dar. Des- 
halb wurden diese Betriebsmittel ausgeklammert 
aus den Bestimmungen des Vorschlags für eine 
Richtlinie betreffend elektrische Betriebsmittel 
zur Verwendung innerhalb bestimmter Span- 
nungsgrenzen, der dem Rat am 12. Juni 1968 
vorgelcgt wurde. Bindend vorgcschricben wird 
darin nur die Beachtung gewisser Sicherheits- 
anforderungen. Diese werden im Prinzip in den 
nicht verbindlichen technischen Normen konkre- 
tisiert, die von den nationalen Normeninstituten 
ausgearbeitet und gemeinsam von diesen Insti- 
tuten harmonisiert worden sind. 

Dieser Richtlinienvorschlag sah keine a priori 
Kontrollen vor, weil es sich um Betriebsmittel 
handelt, die in den meisten Mitgliedstaaten 
keinen Anlaß zu derartigen Kontrollen gegeben 
haben. 

3 . Obwohl sich dieser Richtlinienvorschlag weit- 
gehend an das System der Harmonisierung an- 
lehnt, wie es in der genannten Richtlinie be- 
treffend elektrische Betriebsmittel angewendet 
wird, vor allem um die Hersteller von elek- 
trischen Betriebsmitteln zur Verwendung in ex- 
plosiver Atmosphäre in den Genuß der Möglich- 
keiten zu bringen, die die Normen bieten, die 
von Technikern ausgearbeitet und ständig auf 
den neuesten Stand des technischen Fortschritts 
auf internationaler Ebene gebracht werden, sieht 
dieser Richtlinienvorschlag dennoch einige Ab- 


weichungen von der für die anderen elektrischen 
I Betriebsmittel vorgeschlagenen Lösung vor: 

a) - Die Sicherheitsanforderungen wurden ent- 
sprechend den speziellen Gefahren gewählt, 
die die Benutzung dieser Betriebsmittel in 
explosibler Atmosphäre darstellt. 

b) - Der freie Verkehr der Betriebsmittel in den 
Mitgliedstaaten ist einer Kontrolle unter- 
worfen, bei der eine Bescheinigung ausge- 
stellt und ein Zeichen angebracht wird. 

I 

I II - Erläuterung des Richtlinienvorschlags 
[ 1. Anwendungsbereich (Artikel 1, 2 und 3) 

I Wegen der Arbeiten, die zur Zeit auf Gemein- 

! schaftsebene in dem „Ständigen Ausschuß für 

! die Betriebssicherheit und den Gesundheitsschutz 
im Steinkohlenbergbau" geleistet werden, er- 
schien es notwendig, die elektrischen Betriebs- 
I mittel, die in chemischen Fabriken, Raffinerien 
I und ähnlichen Unternehmen verwendet werden, 

zuerst zu behandeln und die elektrischen Be- 
! triebsmittel, die in schlagwettergefährdeten 

i Gruben verwendet werden, beiseite zu lassen, 

I weil diese Betriebsmittel bereits Gegenstand von 

I Empfehlungen der Gemeinschaft waren. 

I 

I 2. Bedingungen des freien Warenverkehrs dieser 
I Betriebsmittel (Artikel 4, 5 und 7) 

; Elektrische Betriebsmittel zur Verwendung in 

: explosiver Atmosphäre müssen, um auf Gemein- 

i schaftsebene in den Verkehr gebracht werden 

I zu können, entweder den harmonisierten Nor- 

I men entsprechen oder eine Sicherheit garan- 

i tieren, die der der normgemäßen Geräte minde- 

I stens gleichwertig ist. 

j Als Harmonisierung von Normen gilt die Be- 

I seitigung aller Handelshemmnisse, die aus dem 

I technischen Inhalt der Normen herrühren. Die 

i Harmonisierung dieser Normen gilt dann als 

i erreicht, wenn die Erzeugnisse, die nach der 

j nationalen Norm eines Mitgliedstaates der Ge- 

I meinschaft hergestellt und ohne Änderung auch 

t als den Normen der übrigen Länder entsprechend 

angesehen werden. 

' Diese technischen Normen, die das Ergebnis 

einer langen Erfahrung sind, bieten eine große 
I Sicherheit, und deshalb wird es ohne Zweifel 
sehr selten Vorkommen, daß ein Staat das in 
j Artikel 4 Abs. 3 vorgesehene Verfahren in 

i Anspruch nimmt und sich weigert, eine Norm 

; als harmonisiert zu betrachten. 

; Der Fall der Betriebsmittel, die nicht den Nor- 

! men entsprechen, ist wesentlich schwieriger. 

Aber für diesen Fall ist ein spezielles Verfahren 
' der Zusammenarbeit zwischen den Laboratorien 
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und den staatlichen Stellen vorgesehen, welches 
gestatten müßte, die unvermeidlichen Meinungs- 
verschiedenheiten zu glätten. Auf alle Fälle 
müssen die Betriebsmittel, ob sie nun den har- 
monisierten Normen entsprechen oder nicht, den 
von den Prüflaboratorien vorgenommenen Kon- 
trollen entsprechen, um ohne Hemmnisse in den 
Vorkehr gebracht werden zu können. Diese Kon- 
trollen betreffen nicht nur die beschreibenden 
Dokumente, sondern auch die Betriebsmittel 
selbst, ihre Konstruktion und Montage. Das Er- 
gebnis dieser Kontrollen wird durch die Aus- 
stellung einer Bescheinigung und die Anbringung 
eines Zeichens, die in allen Staaten der Gemein- 
schaft gültig sind, bescheinigt. 

Tragweite der Genehmigung (Artikel 8) 

ln einigen Mitgliedstaaten gibt es ein Genehmi- 
gungsverfahren durch die Verwaltung. Diese 
Genehmigungen haben nicht in allen Mitglied- 
staaten die gleiche juristische Bedeutung, und 
ihre gegenseitige Anerkennung hätte zahlreiche 
Probleme aufgeworfen. Aus diesem Grunde 
wurde dieses Verfahren nicht verallgemeinert, 
und deshalb behält die Genehmigung ihre 
nationale Bedeutung. Andererseits darf sie kein 
Hindernis für den freien Warenverkehr der Be- 
triebsmittel darstellen, die den Anforderungen 
der Richtlinie entsprechen. 

3. Die Schutzklausel (Artikel 9) 

Es erschien selbstverständlich, für die Betriebs- 
mittel, die in explosibler Atmosphäre verwendet 
werden, eine Regel vorzusehen, die den Kon- 
trollbehörden gestattet, ohne jede Verzögerung 
(auf Antrag jedes Interessierten, der Verwaltung 
oder eines einzelnen) einzugreifen, falls ein 
Apparat sich als gefährlich herausstellt. 

4. Die Bedeutung der Sicherheitsanforderungen des 
Anhangs I (Artikel 6) 

Es wurde zugelassen, daß gewisse Betriebsmittel, 
die einen sehr kleinen Teil des Marktes aus- 
machen, auf nationaler Ebene gehandelt werden 
können, selbst wenn sie nicht die harmonisierte 
Norm oder eine ihr gleichwertige Sicherheit be- 
achten, um nicht die Einrichtung eines Systems 
präventiver und systematischer Kontrollen in 
den Staaten fordern zu müssen, die die Einrich- 
tung eines solchen Systems für den Zeitpunkt, in 
dem die Apparate auf den Markt kommen, nicht 
wünschen. 

Auf alle Fälle müssen alle auf den Markt kom- 
menden Betriebsmittel, um in explosibler Atmo- 
sphäre verwendet werden zu können, den in 
Anhang 1 enthaltenen Bedingungen entsprechen 
und vor allem einer der dort beschriebenen 
Schutzarten genügen. 


5. Modell der Zeichen und Bescheinigungen 

Die Kommission sah keine Möglichkeit, im 
Rahmen dieser Richtlinien eine Lösung dafür zu 
finden, welche Wahl zwischen den verschiedenen 
in diesem Bereich gegebenen Möglichkeiten auf 
Gemeinschaftsebene zu treffen ist. 

Diese Möglichkeiten erstrecken sich von der An- 
passung der einzelstaatlichen Zeichen und Be- 
scheinigungen in Verbindung mit ihrer gegen- 
seitigen Anerkennung bis hin zur Einführung 
neuer einheitlicher Zeichen und Bescheinigungen. 
Dennoch scheint der letzten Lösung, besonders 
im Hinblick auf den Verbraucher, der Vorzug zu 
geben zu sein, und es ist vorgesehen, sowohl die 
Harmonisierungsanstrengungen im Rahmen der 
Normung anzuregen als auch die Einführung 
harmonisierter Bescheinigungen zu erleichtern. 
Dies soll vor allem durch eine Erleichterung der 
Zusammenarbeit der Prüflaboratorien durch die 
Veranstaltung regelmäßiger Sitzungen im Rah- 
men der Arbeitsgruppen der Kommission ge- 
schehen, 

6. Das Fehlen einer Übergangsregelung 

Es erschien nicht notwendig, in diesem Richt- 
hnienvorschlag eine Ubergangslösung vorzu- 
schlagen, die den freien Warenverkehr bis zur 
Harmonisierung der Normen gestatten würde, 
da die weit fortgeschrittenen Arbeiten der Inter- 
nationalen Elektrotechnischen Kommission den 
Arbeitsgruppen des europäischen Ausschusses 
der Mitgliedstaaten der EWG für die Koordi- 
nierung der elektrischen Normen (CENELCOM) 
gestatten, verhältnismäßig schnell voranzukom- 
men, und die wesentlichsten Normen, die diese 
Betriebsmittel betreffen, werden bis zum In- 
krafttreten dieser Richtlinie zweifelsohne har- 
monisiert sein. 


I 111 - Anhörung der interessierten Berufskreise 

! Bei der Abfassung dieser Richtlinie sind die Be- 
I merkungen der Vertreter der zuständigen Nor- 
I mungsstellen der Mitgliedstaaten sowie des euro- 
I päischen Ausschusses der Mitgliedstaaten der EWG 
für die Koordinierung der elektrischen Normen 
I (CENELCOM) berücksichtigt worden. 


I IV - Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses 

I Die Stellungnahme dieser beiden Gremien erscheint 
! gemäß Artikel 100 Abs. 2 erforderlich, da die 
j Anwendung der in der Richtlinie vorgesehenen Be- 
[ Stimmungen in einigen Mitgliedstaaten eine Ände- 
I rung der Rechtsvorschriften erfordert. 
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